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. AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 glltig ab 01.06.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

VWGG 8§ 28 heute

VwGG 8 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2017

VwGG § 28 guiltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VwGG 8§ 28 giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 33/2013
VwGG 8§ 28 glltig von 01.07.2008 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 4/2008
VwGG 8§ 28 gliltig von 01.08.2004 bis 30.06.2008zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 89/2004
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7. VwWGG 8§ 28 gultig von 01.01.1991 bis 31.07.2004 zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 330/1990

8. VwWGG 8§ 28 guiltig von 05.01.1985 bis 31.12.1990
1. VWGG 8 34 heute
2. VWGG § 34 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 2/2021
3. VWGG § 34 glltig von 01.01.2014 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
4. VwGG 8 34 gultig von 01.03.2013 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
5. VWGG § 34 gultig von 01.07.2008 bis 28.02.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
6. VWGG 8 34 gultig von 01.08.2004 bis 30.06.2008 zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 89/2004
7. VWGG 8 34 gultig von 01.09.1997 bis 31.07.2004 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 88/1997
8. VWGG § 34 giiltig von 05.01.1985 bis 31.08.1997

Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatsprasident Dr. Enzenhofer sowie die Hofrate
Dr. Fasching und Mag. Brand| als Richter, unter Mitwirkung der Schriftfihrerin Mag.a Réder, tber die Revision des K D,
vertreten durch Dr. Christian Schmaus, Rechtsanwalt in 1060 Wien, Chwallagasse 4/11, gegen das Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichts vom 27. Juli 2022, ZI. W280 2222565-2/12E, betreffend eine Angelegenheit nach dem
AsylG 2005 (belangte Behoérde vor dem Verwaltungsgericht: Bundesamt flir Fremdenwesen und Asyl), den Beschluss

gefasst:

Spruch

Die Revision wird zurtickgewiesen.
Begriindung

1 Mit Bescheid vom 6. April 2022 wies die belangte Behdérde den Antrag des Revisionswerbers, eines
Staatsangehdrigen der Russischen Féderation, auf internationalen Schutz sowohl hinsichtlich der Zuerkennung des
Status des Asylberechtigten als auch hinsichtlich der Zuerkennung des subsidiar Schutzberechtigten ab (I. und I1.),
erteilte dem Revisionswerber keinen Aufenthaltstitel aus berlcksichtigungswirdigen Grinden (lll.), erlie eine
Ruckkehrentscheidung (IV.), stellte die Zulassigkeit der Abschiebung des Revisionswerbers in die Russische Foderation
fest (V.) und legte eine Frist flr die freiwillige Ausreise fest (VI.).Mit Bescheid vom 6. April 2022 wies die belangte
Behorde den Antrag des Revisionswerbers, eines Staatsangehdrigen der Russischen Foderation, auf internationalen
Schutz sowohl hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch hinsichtlich der Zuerkennung des
subsidiar Schutzberechtigten ab (romisch eins. und rdmisch zwei.), erteilte dem Revisionswerber keinen
Aufenthaltstitel aus berucksichtigungswtrdigen Griinden (rémisch drei.), erlie eine Rickkehrentscheidung (romisch
vier.), stellte die Zuldssigkeit der Abschiebung des Revisionswerbers in die Russische Foderation fest (romisch finf.)
und legte eine Frist fur die freiwillige Ausreise fest (romisch sechs.).

2 Mit dem angefochtenen Erkenntnis wurde die dagegen vom Revisionswerber erhobene Beschwerde hinsichtlich
der Spruchpunkte I. und Il. als unbegrindet abgewiesen, die Spruchpunkte . bis VI. des Bescheides wurden ersatzlos
behoben; weiter wurde ausgesprochen, dass die Revision nicht zuldssig sei.Mit dem angefochtenen Erkenntnis wurde
die dagegen vom Revisionswerber erhobene Beschwerde hinsichtlich der Spruchpunkte rémisch eins. und rémisch
zwei. als unbegrindet abgewiesen, die Spruchpunkte rémisch drei. bis rémisch sechs. des Bescheides wurden
ersatzlos behoben; weiter wurde ausgesprochen, dass die Revision nicht zuldssig sei.

3 Begrindend ging das BVwG von der Unglaubwurdigkeit des Fluchtvorbringens des Revisionswerbers aus.

4 Gegen dieses Erkenntnis erhob der Revisionswerber zunachst Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof
(VfFGH). Mit Beschluss vom 20. September 2022, E 2447/2022-5, lehnte der VfGH die Behandlung der Beschwerde ab
und trat die Beschwerde Uber nachtraglichen Antrag mit Beschluss vom 12. Oktober 2022, E 2447/2022-7, gemal
Art. 144 Abs. 3 B-VG dem Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung ab.Gegen dieses Erkenntnis erhob der
Revisionswerber zundchst Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof (VfGH). Mit Beschluss vom 20. September 2022,
E 2447/2022-5, lehnte der VfGH die Behandlung der Beschwerde ab und trat die Beschwerde Uber nachtraglichen
Antrag mit Beschluss vom 12. Oktober 2022, E 2447/2022-7, gemall Artikel 144, Absatz 3, B-VG dem
Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung ab.

5 Sodann erhob der Revisionswerber die vorliegende, aulRerordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof,
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deren Ausfuhrungen sich im Wesentlichen gegen die Verneinung einer asylrelevanten Verfolgungsgefahr richten.

6 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von
der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von
der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.Nach
Artikel 133, Absatz 4, B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhdngt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

7 Nach § 34 Abs. 1 VwWGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegen der Voraussetzungen des Art. 133
Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren mit Beschluss zurlickzuweisen.Nach Paragraph 34,
Absatz eins, VWGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegen der Voraussetzungen des Artikel 133, Absatz 4, B-VG
nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren mit Beschluss zurlickzuweisen.

8 Nach 8 34 Abs. 1a VWGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zul3ssigkeit der Revision gemafR
Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemald § 25a Abs. 1 VwWGG nicht gebunden. Die
Zulassigkeit einer auBerordentlichen Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG hat der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen
der daflr in der Revision vorgebrachten Griinde (8 28 Abs. 3 VWGG) zu Uberprifen.Nach Paragraph 34, Absatz eins a,
VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulassigkeit der Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-
VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemal3 Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG nicht gebunden. Die
Zulassigkeit einer auBerordentlichen Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG hat der Verwaltungsgerichtshof im
Rahmen der dafur in der Revision vorgebrachten Grinde (Paragraph 28, Absatz 3, VwGG) zu Uberprufen.

9 Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes soll sich das Revisionsmodell nach dem Willen
des Verfassungsgesetzgebers an der Revision nach den 88 500 ff ZPO orientieren (vgl. ErlautRV 1618 BIgNR 24. GP 16).
Ausgehend davon ist der Verwaltungsgerichtshof als Rechtsinstanz tétig, zur Uberpriifung der Beweiswirdigung ist er
im Allgemeinen nicht berufen. Auch kann einer Rechtsfrage nur dann grundsatzliche Bedeutung zukommen, wenn sie
Uber den konkreten Einzelfall hinaus Bedeutung besitzt. Eine Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung im
Zusammenhang mit der Beweiswrdigung liegt nur dann vor, wenn das Verwaltungsgericht die im Einzelfall
vorgenommene Beweiswlrdigung in einer die Rechtssicherheit beeintrachtigenden, unvertretbaren Weise
vorgenommen hat (vgl. fur viele VwGH 30.3.2022, Ra 2021/01/0281, mwN).Nach der standigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes soll sich das Revisionsmodell nach dem Willen des Verfassungsgesetzgebers an der Revision
nach den Paragraphen 500, ff ZPO orientieren vergleiche , ErldutRV 1618 BIgNR 24. Gesetzgebungsperiode 16, ).
Ausgehend davon ist der Verwaltungsgerichtshof als Rechtsinstanz tétig, zur Uberpriifung der Beweiswirdigung ist er
im Allgemeinen nicht berufen. Auch kann einer Rechtsfrage nur dann grundsatzliche Bedeutung zukommen, wenn sie
Uber den konkreten Einzelfall hinaus Bedeutung besitzt. Eine Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung im
Zusammenhang mit der Beweiswirdigung liegt nur dann vor, wenn das Verwaltungsgericht die im Einzelfall
vorgenommene Beweiswlrdigung in einer die Rechtssicherheit beeintrachtigenden, unvertretbaren Weise
vorgenommen hat vergleiche , fur viele VwGH 30.3.2022, Ra 2021/01/0281, mwN).

10 Die Prufung, ob ein Bedarf an internationalem Flichtlingsschutz besteht, hat nach den individuellen Umstanden
des Einzelfalls zu erfolgen. Eine solche einzelfallbezogene Beurteilung ist im Allgemeinen - wenn sie auf einer
verfahrensrechtlich einwandfreien Grundlage erfolgte und in vertretbarer Weise im Rahmen der von der
Rechtsprechung entwickelten Grundséatze vorgenommen wurde - nicht revisibel. Der Verwaltungsgerichtshof hat auch
festgehalten, dass die Glaubhaftmachung des Fluchtvorbringens einer einzelfallbezogenen Beurteilung unterliegt und
im Allgemeinen nicht revisibel ist (vgl. etwa VWGH 23.2.2022, Ra 2022/01/0025, mwN).Die Prifung, ob ein Bedarf an
internationalem Flichtlingsschutz besteht, hat nach den individuellen Umstanden des Einzelfalls zu erfolgen. Eine
solche einzelfallbezogene Beurteilung ist im Allgemeinen - wenn sie auf einer verfahrensrechtlich einwandfreien
Grundlage erfolgte und in vertretbarer Weise im Rahmen der von der Rechtsprechung entwickelten Grundsatze
vorgenommen wurde - nicht revisibel. Der Verwaltungsgerichtshof hat auch festgehalten, dass die Glaubhaftmachung
des Fluchtvorbringens einer einzelfallbezogenen Beurteilung unterliegt und im Allgemeinen nicht revisibel ist
vergleiche , etwa VWGH 23.2.2022, Ra 2022/01/0025, mwN).
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1 1 Werden Verfahrensmangel als Zulassungsgrinde ins Treffen gefihrt, so muss auch schon in der
Zulassigkeitsbegrindung die Relevanz dieser Verfahrensmangel dargelegt werden, weshalb also bei Vermeidung des
Verfahrensmangels in der Sache ein anderes, fUr den Revisionswerber gunstigeres Ergebnis hatte erzielt werden
kénnen. Die Relevanz der geltend gemachten Verfahrensfehler ist in konkreter Weise, also fallbezogen darzulegen
(vgl. far viele VwGH 21.2.2022, Ra 2021/01/0330 bis 0331, mwN).Werden Verfahrensmangel als Zulassungsgrinde ins
Treffen gefuhrt, so muss auch schon in der Zulassigkeitsbegriindung die Relevanz dieser Verfahrensmangel dargelegt
werden, weshalb also bei Vermeidung des Verfahrensmangels in der Sache ein anderes, fir den Revisionswerber
glnstigeres Ergebnis hatte erzielt werden kénnen. Die Relevanz der geltend gemachten Verfahrensfehler ist in
konkreter Weise, also fallbezogen darzulegen vergleiche , fur viele VwGH 21.2.2022, Ra 2021/01/0330 bis 0331, mwN).

12  In der Revision werden vor diesem Hintergrund keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des Art. 133
Abs. 4 B-VG grundsatzliche Bedeutung zukame. Die Revision war daher zurlckzuweisen.In der Revision werden vor
diesem Hintergrund keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des Artikel 133, Absatz 4, B-VG grundsatzliche

Bedeutung zukame. Die Revision war daher zurlckzuweisen.
Wien, am 16. Janner 2023
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